
”Aktivierende Sozialhilfe - Ein Weg zu mehr Beschäftigung und 

Wachstum”? - Eine Antwort auf den Vorschlag des ifo-Instituts 

Wolfgang Strengmann-Kuhn, Frankfurt/Main 

 

Im Sommer 2002 legte das ifo-Institut den Vorschlag einer ”aktivierenden Sozialhilfe” vor, 

der aus drei Teilen besteht (Sinn et al. 2002): einer Absenkung der Sozialhilfe für 

erwerbsfähige, aber nicht erwerbstätige SozialhilfeempfängerInnen, einen Bonus für 

Erwerbstätige im Niedriglohnsektor und die Verpflichtung des Staates allen arbeitslosen 

SozialhilfeempfängerInnen eine Beschäftigung im öffentlichen Bereich anzubieten. Das ifo-

Institut erhofft sich durch diese Maßnahmen eine zusätzliche Beschäftigung von 2 Millionen 

Arbeitsplätzen im Niedriglohnbereich und einen Wachstumsimpuls von 2%.  

Die zentrale Behauptung, auf der der Vorschlag aufbaut, ist, dass im unteren 

Einkommensbereich der Arbeitsanreiz zu gering sei. Dahinter steckt die sogenannte Theorie 

der Armutsfalle, die dadurch entstehe, dass in der Sozialhilfe zusätzliches Einkommen fast 

vollständig angerechnet wird und für Personen mit geringer Bildung das Arbeitseinkommen 

nur wenig oder gar nicht über dem Sozialhilfeniveau läge. Dies verhindere, dass arme 

Personen Arbeit anbieten, wodurch sich ihr Humankapital reduziere, was wiederum dazu 

führe, dass ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt weiter sinken. Das erzielbare Einkommen 

sinke weiter, damit der Anreiz Arbeit anzubieten usw.: Die Armen sitzen in der Falle. 

Bei näherem Hinsehen fällt diese auf den ersten Blick plausible Argumentation allerdings in 

sich zusammen. So gibt es eine Reihe empirischer Untersuchungen, die der Theorie der 

Armutsfalle widersprechen. Auch im unteren Einkommensbereich ist der Anteil der 

Erwerbstätigen hoch. Über 40% der 25-bis 55-Jährigen, die in einem Haushalt mit einem 

Einkommen unter der Armutsgrenze leben, sind erwerbstätig (vgl. Strengmann-Kuhn 2003). 

Die Armutsgrenze wird dabei als 50% des durchschnittlichen Äquivalenzeinkommens 

bestimmt, was dem durchschnittlichen Sozialhilfeniveau entspricht. Wird die 

Erwerbsbeteiligung von armen Haushalten betrachtet, zeigt sich sogar, dass über die Hälfte 

der Armen in einem Haushalt mit mindestens einer, in der Regel Vollzeit, erwerbstätigen 

Person leben - ein Ergebnis, das nach der Theorie der Armutsfalle nicht sein dürfte. Der 

Widerspruch wird noch deutlicher, wenn nach Haushaltstypen unterschieden wird (vgl. 

Tabelle 1). Die Erwerbsbeteiligung von armen Haushalten ist nämlich um so höher, je größer 

der Haushalt ist. Gleichzeitig sinkt mit zunehmender Haushaltsgröße aber der Lohnabstand. 

Es sind also insbesondere die armen Haushalte erwerbstätig, bei denen der Lohnabstand 



gering ist, was der Theorie der Armutsfalle komplett widerspricht. Schließlich ist auch das 

unterstellte Verharren in der Armut empirisch nicht zu beobachten. So zeigt die dynamische 

Armutsforschung, dass Sozialhilfebezug in der Regel nur von kurzer Dauer ist, was 

insbesondere für Arbeitslose gilt (vgl. u.a. Leibfried et al. 1995, Zwick 1995, 

Leisering/Walker 1998). In den meisten Fällen ist der Sozialhilfebezug schon nach wenigen 

Monaten wieder beendet. Nur ein kleiner Teil der Sozialhilfehaushalte und Armen sind 

dauerhaft arm.  

Die Ursache für diese Ergebnisse ist, dass das Erwerbsverhalten nicht nur von dem 

erreichbaren Lohnabstand abhängt. Arbeitslosigkeit ist für die Betroffenen nicht nur deshalb 

unangenehm, weil diese mit geringem Einkommen verbunden ist, sondern auch, weil über die 

Arbeit sozialer Status vermittelt wird und soziale Kontakte stattfinden. Somit steigt für 

Arbeitslose, wenn diese länger andauert, unabhängig vom Einkommen das Risiko sozial 

ausgegrenzt zu werden. Darüber hinaus sind sie auch aus ökonomischen Gründen bestrebt zu 

arbeiten, um die erworbenen Fähigkeiten, also das Humankapital, zu erhalten. Es gibt also 

unabhängig von den kurzfristigen Möglichkeiten, zusätzliches Einkommen zu erzielen, starke 

Arbeitsanreize, was in den dargestellten Ergebnissen zum Ausdruck kommt und auch durch 

qualitative Untersuchungen bestätigt wird (vgl. Vobruba 2001, Gebauer et al. 2002). Es gibt 

lediglich einen kleinen Kern von Arbeitslosen (etwa 5-10%, also 200.000 bis 400.000 

Personen), die zu der vom ifo angesprochenen Zielgruppe gehören, also die dauerhaft 

arbeitslos sind, keine Berufsausbildung haben und Sozialhilfe beziehen. Bei dieser Gruppe 

reicht es aber wahrscheinlich nicht aus, die ökonomischen Anreize zu erhöhen, sondern es 

sind ganz andere Maßnahmen notwendig. 

Darüber hinaus ist grundsätzlich fraglich, ob zusätzliche Arbeitsanreize dazu beitragen, die 

Arbeitslosigkeit zu verringern. Arbeitslosigkeit entsteht dadurch, dass das Arbeitsangebot der 

Individuen (in Stunden oder in Personen) größer als die Arbeitsnachfrage der Unternehmen 

ist. Personen, die Arbeit anbieten, werden Erwerbspersonen, alle anderen 

Nichterwerbspersonen genannt. Auf dem Arbeitsmarkt entscheidet sich dann je nach 

Arbeitsnachfrage, ob eine Erwerbsperson erwerbstätig oder arbeitslos wird. Stärkere 

Arbeitsanreize setzen am Arbeitsangebot an und haben das Ziel dieses zu erhöhen. Wenn das 

Arbeitsangebot steigt, weil jetzt z.B. Nichterwerbspersonen Arbeit anbieten oder 

Erwerbspersonen mehr Stunden arbeiten wollen, erhöht sich allerdings – sofern die 

Arbeitsnachfrage gleich bleibt – die Arbeitslosigkeit (vgl. Riphahn et al. 1999: 99). Erhöht 

sich die Arbeitsnachfrage, erhöht sich auch die Beschäftigung. Die Arbeitslosigkeit sinkt aber 

nur, wenn die Arbeitsnachfrage stärker steigt als das Arbeitsangebot.  



Das ifo hofft, dass in Folge der Erhöhung des Arbeitsangebots auch die Nachfrage nach 

Arbeit steigt, insbesondere wegen der angestrebten höheren Bereitschaft, für geringere Löhne 

zu arbeiten. Grundlage der Vermutung ist die Behauptung, dass es in Deutschland einen (zu) 

kleinen Niedriglohnsektor gibt. Die Begründung dafür ist, dass die Sozialhilfe eine 

Untergrenze für die Löhne darstellen würde, weil niemand bereit wäre, unterhalb dieser 

Grenze zu arbeiten. Dass das nicht unbedingt so ist, wurde oben bereits dargestellt. Darüber 

hinaus zeigt sich empirisch, dass der Niedriglohnsektor in Deutschland im Europäischen 

Vergleich gar nicht so klein ist. In Tabelle 2 sind die Anteile der Erwerbstätigen mit 

Niedriglöhnen in den Ländern der Europäischen Union für das Jahr 1996 dargestellt. Dabei 

werden drei verschiedene Definitionen von Niedriglohn betrachtet: 1) ein Niedrigstundenlohn 

als 50% des durchschnittlichen Nettostundenlohns, 2) ein Niedrigmonatslohn als 50% des 

durchschnittlichen Nettomonatslohns und 3) ein Armutslohn, bei dem der Nettomonatslohn 

unter der Armutsgrenze für einen Alleinstehenden liegt. Als Durchschnitt wird dabei der für 

das jeweilige Land verwendet. In Deutschland liegen die Grenzen bei etwa 8,14 DM 

(Niedrigstundenlohn), 1313 DM (Niedrigmonatslohn) und 1067 DM (Armutslohn).  

Je nach dem, welche dieser Definitionen verwendet wird, wird die Frage, in welchen Ländern 

es einen überdurchschnittlichen Anteil mit Niedriglohn gibt, unterschiedlich beantwortet. Es 

gibt nur ein Land, in dem für alle Niedriglohndefinitionen überdurchschnittliche Anteile zu 

beobachten sind: Deutschland. Es ist also schon jetzt ein Niedriglohnsektor in Deutschland 

vorhanden, so dass unklar ist, in welchem Maße er noch ausgeweitet werden kann. Darüber 

hinaus kann aus verschiedenen Gründen bezweifelt werden, ob eine Ausweitung des 

Niedriglohnsektors langfristig ökonomisch sinnvoll wäre (vgl. Schelkle 2000, Solga 2000). 

Aber selbst unter ihren sehr optimistischen Annahmen geht das ifo davon aus, dass zumindest 

kurzfristig nicht alle Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden können und 

schlagen deshalb vor, dass den Übrigen öffentliche Beschäftigungsangebote gemacht werden. 

Im Grundsatz sind solche Beschäftigungsangebote sinnvoll, wenn diese in beiderseitigem 

Interesse sind. Zwang oder Druck wäre dann allerdings nicht nötig. Arbeitslose zu zwingen 

oder Druck auf sie auszuüben eine öffentliche Beschäftigung aufzunehmen, kann hingegen 

kontraproduktiv sein. Es kann sogar dazu führen, dass eine solche Beschäftigung dazu führt, 

dass eigene Initiativen unterbleiben. Außerdem ist damit zu rechnen, dass bei einer unter 

Zwang oder Druck ausgeübten Tätigkeit die Motivation niedrig und deshalb die Produktivität 

gering ist, so dass der positive ökonomische Effekt weitgehend ausbleibt. 

Der Vorschlag, Erwerbstätigen mit geringem Einkommen einen staatlichen Zuschuss zu 

gewähren, kann durchaus positiv beurteilt werden, allerdings weniger deswegen, weil durch 



die höheren Arbeitsanreize die Arbeitslosigkeit reduziert würde, sondern als Maßnahme 

gegen Armut trotz Erwerbstätigkeit. Dafür gibt es allerdings bessere Möglichkeiten. Der 

Vorschlag des ifo-Instituts wurde ja auch nicht für dieses Ziel konzipiert.  

Um Armut trotz Erwerbstätigkeit zielgenau zu bekämpfen, ist es erstens notwendig zu 

verhindern, dass Personen mit einem Arbeitseinkommen, das für sie selbst ausreicht, nur 

deswegen arm werden, weil sie Kinder haben. Wäre das erreicht, reicht es dann zweitens aus, 

das Existenzminimum der Eltern abzusichern. Eine Kombination aus einem 

einkommensabhängigen Kindergeldzuschlag (vgl. Hauser/Becker 2001, Hauser 2003) und 

einer existenzsichernden Lohnsubvention, bei der geringes Arbeitseinkommen auf das 

individuelle Existenzminimum aufgestockt wird (vgl. Strengmann-Kuhn 2002 und 2003: 

211ff.) wäre deshalb eine wirksame Möglichkeit, Armut trotz Erwerbstätigkeit zu verhindern.  
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